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p!J^a9: •B!TeÄU?1fes Rhein-Sie9-Kreises als Modelllandkreis für das 
Pilotprojekt Modellkommune Open Government" 

Sehr geehrter Herr Landrat Schuster, 

pmiTCK^f Antrag bitten wir, die Fraktion DIE LINKE und die Gruppe FUW-
TEN, auf die Tagesordnung der Sitzung des Kreisausschusses sowie des 

Kreistages am 04.04.2017 zu setzen: 

Bewerbung des Rhein-Sieg-Kreises als Modelllandkreis für das 
Pilotprojekt Modellkommune Open Government" 

Beschlussvörschlag: 

PiTotDroTlktSi-M^rfiitbSWirbt Sl^h biSL2Um 2104 2017 als Modellandkreis für das riiotprojekt Modellkommune Open Government" 



F 

Erläuterung zum Pilotprojekt: 

Das Bundesministerium des Innern hat am 13.02.2017 gemeinsam mit den 
Kommunalen Spitzenverbänden - dem Deutschen Städtetag, dem Deutschen 

j m'Sta9 und dem Deutschen Städte- und Gemeindebund - das Pilotvorhaben 
„Modellkommune Open Government" gestartet. 
Die Erläuterung im Folgenden ist auch Nachzulesen unter: 
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2017/02/start-oaD-
wettbewerb.html 

Mit dem Projekt werden neun Modellkommunen mit je 50.000 € bei der 
Konzipierung und Umsetzung von Open Government-Maßnahmen unterstützt. 
Bewerben können sich alle Städte und Gemeinden sowie alle Landkreise 
Die Auswahl der Modellkommunen erfolgt durch eine Jury. 
Ziel der Initiatoren ist es, über den Wettbewerb voneinander zu lernen, 
wie kommunales Open Government effizient und mit hohem gesellschaftlichem 
Nutzen eingesetzt werden kann. Es gibt bereits zahlreiche gute Beispiele in 
den Städten und Gemeinden, die durch den Wettbewerb stärker gefördert 
werden sollen. Hierzu zählen unter anderem Bürgerhaushalte, Konsultationen 
Projekten611 stadtP,anun9 oder Ideensammlungen bei konkreten kommunalen 

"Open Government als offenes Regierungs- und Verwaltungshandeln hat ohne 
Zweifel einen starken kommunalen Bezug. Die Bürgerbeteiligung als 
wesentlicher Teilaspekt hat dabei eine lange kommunale Tradition Mit den 
Möglichkeiten moderner Informationstechnologie können wir weit mehr 
Menschen erreichen und so in den Beteiligungsprozess einbeziehen als 
beispielsweise mit der klassischen Gemeindesaalsitzung. Deshalb werbe ich 
für mehr Transparenz, Bürgerbeteiligung und Partizipation in Bund, Ländern 
und Kommunen und hoffe auf eine rege Teilnahme an unserem Pilotprojekt. Wir 
zahlen auf großartige Ideen und wertvolle Erfahrungen unserer zahlreichen 
Kommunen.'" so IT-Staatssekretär Klaus Vitt zum Start des Modellvorhabens. 
!? Er9ebnis des Projekts soll eine konkrete Handlungsanleitung für eine 

effiziente und IT-gestützte Umsetzung von Open Government entstehen. Die 
Vernetzung der Kommunen und eine begleitenden Öffentlichkeitsarbeit sollen 
Synergien erzeugen, die über die am Modeilvorhaben beteiligten Kommunen 
ninausgehen. 
Das Projekt wird auch vor dem Hintergrund der deutschen Teilnahme an der 
Open Government Partnership (OGP) 

thiiinfhA^'bmi'bUnd'de/SharedDocs/Pressemitteilun9en/DE/2016/12/bekanntgabe-der-
!oGRrkf^np°in?r"90+Vem?1^nvPar^nerShip ^tml" Die 0pen Government Partnership 
L . ^ ne '"ternationale Initiative von 75 Staaten zur Förderung von offenem 
Regierungs- und Verwaltungshandeln. Alle zwei Jahre werden dafür nationale 
Aktionsplane in Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft entwickelt. 
?aSM ? n^0jekt d'ent 3UCh dazu' die 9ewonnen Ideen und Erfahrungen 
der Modellkommunen zu nutzen und daraus neue Impulse für künftiqe 
Aktionspläne der OGP zu generieren. 



Begründung: 

Dieser Antrag ist nicht nur ein weiterer Schritt auf dem Weg zu mehr Bürqerbeteiliouno 
02 nfi?niSfia|renp SOnd®rn steht auch suk2essive zu unserem Antrag „Open Data" vom 
nnpri r Pe[s°™lafusschuss am 07.09.2016 wurde beschlossen, im Rahmen des 

„Open Government Pakt für NRW" die Ausgestaltung und Weiterentwicklung des Ooen 
Government, also auch von Open Data anzustreben ™icKiung aes Upen 

dannnhpHrhfof Besch'ussvor|age der Verwaltung, in der es heißt: „Die Verwaltung wird 
dann berichten, inwiefern ein Open Data-Portal beim Rhein-Sieg Kreis realisierbar ist 
nd mit welchen Sach- und Personalkosten dies verbunden ist.", betonte Herr Becker 

begfeiteSe:'' 63 klar9es,ellt' dass dies nichts sei> was Haushaltsmitteln 

Rhilü tT'der J"ry.au,den Rbein-Sieg Kreis fallen würde, entstünden für den 
Dato jjkü ,nh6IS Sa(r rT® er1, denn mit den 50 000 Eur° ließen sich sowohl Open 
n- andere Aspekte des E-Governments realisieren. 
Die Mitgliedschaft Deutschlands in der Open Government Partnership fOGPI kam 
übrigens; durch eine Bundesratsinitiative des Landes NRWzustande die aufdem 

ntrag Forderung nach dem Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zur 
ternationalen Initiative Open Government Partnership" der Fraktion der PIRATEN 

Drucksache 16/4437, vom 19.11.2013 basiert riKATEN, 

^^^pdfT^ 'an^taq nfW de/^n^al^^/^/r 'imPntpnarc*1lvy'Dnl<'impnt/MIS/lni'::; 

heu,e noch anschau-kan-

Mit freundlichen Grüßen 

Anja Moersch 

Maria- Luise Streng 

Frank Kemper 

, / / 


